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» Nie Swhett des Reiches

Was vom Standpunkt « der badischen Regierung aus auf den
Artikel des „Führers " „Der Separatismus erhebt wieder sein
Haupt " in Nummer 188 zu erwidern war , ist gestern in einer
offiziösen Auslassung ver „Karlsruher Zeitung " gesagt worden .
Da der ..Führer " in seinem Artikel auch die „Karlsruher Jei -
kung" ermähnt hatte , halten wir es für unsere Pflicht , un »
auch unsererseits dazu kurz zu äußern .

Aus den Ausführungen des „Führers " muhte man den Sin -
druck gewinnen , daß die „Karlsruher Zeitung " sich nicht von
vornherein mit der nötigen Entschiedenheit gegen etwaige Be -
drohungen der Reichseinheit ausgesprochen h»be. Daß von
einer solchen Bedrohung bei uns im Süden faktisch überhaupt
nicht gesprochen werden kann , geht ja schon aus den Erklärun -
gen hervor , die der badische Staatspräsident am letzten Don -
nerStag in der Pressekonferenz abgegeben hat . Erklärungen ,
die wir in unserem Leitartikel vom Donnerstag , den der
„Führer " zitiert , ausführlich wiedergegeben hatten .

An einer anderen Stelle dieses unseres Leitartikels aber
hatten wir wörtlich geschrieben :

..Die Einheit des Reiches sollte für uns alle etwa » sei« , « aS
außerhalb jeglicher Debatte steht. Und wohl nicht umsonst hat
der bayerische Ministerpräsident Held in seinem Einspruchstele -
gramm an den Reichspräsidenten „sich in treudeutscher Gr -
gebenheit " unterzeichnet . ES gibt so manche Bolksgenossen . die
sich des aufwühlenden und alle Grundlagen erschütternde «
Charakters unserer Zeit noch gar nicht bewußt sind und kein
Verständnis dafür aufzubringen vermögen , daß eS die unge -
heueren Probleme einer revolutionären Übergangsperiode find ,
die wir jetzt durchzukämpfen haben . In all diesen Kämpfen
hat aber eins als unerschütterlich zu gelten : die Einheit deS
Reiches und die Treue eines jede» einzeln «« zum Reich ! "

Diese Treue zum Reich, dieses unerschütterliche Festhalten
an der Einheit des Reiches sind gewissermaßen die über »«« -
gungsfundamente der gesamte » politische« Redaktionsführung
« »serer Zeitung . Es wird kein Leser der „Karlsruher Zei -
tung " aufstehen können und behaupten , daß im Lauf der letz -
ten Jahrzehnte jemals dieses Fundament auch nur um eine »
Millimeters Breite verlassen worden wäre . Deshalb empfin -
den wir einen jeden Borwurf in dieser Richtung als ein « be-
sonders schwere Kränkung . Und deshalb haben wir eS für
unsere Pflicht gehalten , auch noch unsererseits zu jenem Ar -
tikel des „Führers " das Wort zu ergreifen .
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des Reichstags

Anträge gege« die Preußen -Notverordnungen
angenommen

Zu der Sitzung des ltberwachungsausschuffes des Reichstags ,die am Montagnachmittag begann , waren die Vertreter dex
DNBP ., NSDAP ., der W ? P . und des Landvolks wieder nicht
erschienen , ebenso nicht die Wirtschaftspartei . Im Verlauf der
mehrstündigen Aussprache erklärte Reichsminister des Innern ,
Frhr . ». Gayl : Der Ausschuß sei weder ein Organ des auf -
gelösten Reichstags , noch ein Organ des künftigen Reichstags ,wndern ein selbständiges , von der Verfassung eingesetzes
Zwischcnorga» zwischen zwei Wahlperioden . Er trete keines -
falls als eine Art Ersatzreichstag an die St «ll« des aufgelösten
Reichstages . Seine Hauptaufgabe sei die Abwehr etwaiger
Eingriffe der Reichsregierung in die Rechte der Bolksvertre -
tung . In Erfüllung dieser Aufgabe kann d«r Ausschuß Be -
Müsse des künftigen Reichstages vovberaten und vorbereiten .Feststellungen treffen und Erklärungen abgeben . Ein Anteilan der vollziehenden Gewalt steht ihm nicht zu . ebensowenigetwa eine Aufsicht über die Reichsregierung . Letztere ist ihmnicht verantwortlich . Maßnahmen des Reichspräsidenten nachArtikel 48 der Reichsv«rfassung . von denen der Reichspräsidentdem Reichstage unverzüglich Kenntnis zu geben hat. werdendem Zwischenausschuß nicht zur Kenntnis gebracht.

Abg. Erfing (Zentr . ) bedauerte , daß die Reichsregierung«ine sachliche Beratung hier ablehne . Kreise des friedliebendendeutschen Volkes hätten erwartet , vom dem Reichskanzler zuhören , welche Maßnahmen er ergreifen wolle , um die Bürger -
kriegsmethoden der Rechten und der Linken zu verhindern .Werde die Reichswehr auch gegen die Nationalsozialisten vor-
gehen, wenn die Rationalsozialisten , wie sie immer wieder an -deuten , sich eines Tage » mit Gewalt in Besitz der Macht zusetzen versuchen wölben ? iReichswehrminister V. Schleicherruft : Selbstverständlich ! >. Reichskanzler v . Papen erklärte, dich« « Reichsregierung jed« Ausschreitung , gleichgültig von welcherSeite sie komme, verurteile . Im übrigen sei e» Sache der
Landerregierungen , Ausschreitungen zu verhindern . Die Reichs -
regieruna habe jedenfalls alle Anordnungen getroffen , umd«e Wahlfreihett nach jeder Richtung hin zu sichern .

Reichswehrminister ». Schleicher brachte sein Bedauerndarüber zum Ausdruck, daß die Reichswehr in die Ereignisse»er letzten Tage h-neingezogen werden mußte . Wenn abereinmal derartige Maßnahm «» notwendig gewesen seien , dann>eien unter Umständen scharfe Maßnahmen nicht zu vermeiden .

Letzte Nachrichten .
Autbebuna des Ausnahme -

zuftandes in Gvotz - Vevlin und dev

Vvovim Vvandenbuvs
CRB . Berlin , 2« . Juli . (Priv .- Tel .) Wie wir erfahr ««,

ist ei«e Verordnung unterzeichnet worden, di« heute mit¬
tag auch amtlich veröffentlicht wurde . Danach wird die
Berordnu »g vom 20. Juli 1932 mit Wirkung vom 2« . Juli
1932, 12 Uhr mittags , aufgehoben . Die Verbote periodischer
Druckschrift«» werden hierdurch nicht berührt. —

Ein Erlaß des preußischen Innenministers
WTB . Berlin , 26. Juli . (Tel .) Der preußisch « Minister

des Innern hat an alle Landespolizeibehörde « Preußen « einen
Erlaß gerichtet , in dem es heißt :

„ Die einschränkenden Bestimmungen auf den» Gebiete der
Vereins - , Verfaminlungs - und Pressepolizei sind erlassen wor -
den . um die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und
Ordnung zu gewährleisten un » dem vielfach zutage getretenen
Mißbrauch politischer Rechte nachdrücklichst entgegenzutreten .
Sie dürfen aber keine Handhabe dazu biete «, die gesetzmäßig «
Betätigung der Staatsbürger zu verhinder» oder et« zuschrS« -
ken , insbesondere die Wahlfreiheit zu beeinträchtigen . Sie
sind unparteiisch und gerecht anzuivenbeu ; dazu gehört auch,
daß jede kleinliche oder schikanöse Handhabung unterbleibt .

"

Die Reithssteuevewnahmen
vom 1 . M bis Juni

WTB , Berlin . 26. Juli . (Tel . ) Im Ronat Junt 1932 be-
trugen ( in Millionen Reichsmark ) die Einnahme « des Reiches
bei den Besitz- und BerkehrSsteuern 410,0. bei Sen Zöllen und
Verbrauchssteuern 182,1, im ganzen 592,1 .

In der Zeit vom 1. Aprit bis 39. J « ni 1932, dein erste «
Viertel des Rechnungsjahre » 1932, sind an Besitz- und Ber -
kehrssteuern 1050,7, an Zöllen und Verbrauchssteuern 638,3 ,
zusammen 1689,0 aufgekommen .

Bei einem vergleich des Aufkommens im ersten Biertel deS
Rechnungsjahres 1932 mit dem Aufkommen im gleichen Zeit »
räum des Rechnungsjahres 1931 (Besitz- und Verkehrssteuern
1171,3 , Zölle und Verbrauchssteuern 636,6, zusammen 1807,9)
ist zu berücksichtigen, daß auf der einen Seite in der Zwischen -
zeit die Abgabengesetz« in wesentlichen Punkten geändert wor -
den sind , auf der anderen Seit « die Wirtschaftslage sich dauernd
verschlechtert hat .

Aus iwin Aufkommen im ersten Bieteljahr 1932 können auf
das voraussichtliche Jahresaufkommen keine einigermaßen
sicher« Schlüsse gezogen werden .

Me Rundfunkevklävung Aoeahs
Die amerikanische « Gegner

WTB . Washington , 26. Juli . (Tel . ) Die Hearst - Blätter be-
treiben eine scharfe Propaganda gegen Borah und sein « am
Samstag in der Rundfunkrede geäußerte Bereitschaf », durch
Streichung aller alliierten Kriegsschulden an der Erholung der
Weltwirtschaft mitzuarbeiten . Borah sprach sich daher heute
dahin aus , daß die öffentliche Meinung Amerikas zunächst
gründlich aufgeklärt werden müsse, bevor man zu der von ihm
vorgeschlagenen Weltkonferenz zusammentreten könne . Seiner
Ansicht nach muß Rußland zugezogen werden , und er wieder -
holte , daß eine Weltwirtschaftskonferenz , die nicht di« alliiert « «
Kri «gSschuId«n behandele , ein völliger Unsinn sei. Jetzt seien
die Reparationen seit Lausanne tot , und mit dem Motto
„Streichung der Kriegsschulden zur Erholung der Weltwirt -
schaft " könne man sehr wohl vor das amerikanische Volk treten .

Gründung einer Volksfront in Württemberg . In den letzten
Tagen wurde in Stuttgart unter dem ' Vorsitz des Landtags -
abgeordneten Gengler eine Volksfront gebildet . Biese Volks -
front hat die Aufgabe , in Form einer großen Massenbewegungdie sozialen und wirtschaftlichen Grundrechte des christlichen
Volksteils gegen alle Bestrebungen zu verteidigen , die darauf
abzielen , eine einseitige Parteiherrschaft aufzurichten .

Beamte und RSDAP . Durch eine Borlage deS kommiffari -
scheu preußischen Innenministers Dr. Bracht wird der Beschlußdes preußischen StaatsministeriumS vom 25. Juni 1930 inso¬weit aufgehoben , als er die Teilnahme von Beamten an der
NSDAP , verbietet .

Erfolg der englischen Kriegsanletvetonoertirr « «, . Mehr als
eine Milliarde Pfund Sterling von der insgesamt sich auf zweiMilliarden belaufenden Kriegsanleihe ist bereits konvertiert
worden . Rur 2 Prozent der Inhaber von Anleihetiteln hat
Einlösung verlangt . 98 Prozent haben sich für die Konvertie -
rung entschieden.

Mit aller Deutlichkeit erklärte der Reichswehrminister, daß e»die Wehrmacht niemals zulasse« werde, mit niemand, wer es
auch immer sei, die ihr zugewiesenen verfassungsmäßigen Rechte
zu teilen und gegen diejenigen vorgehen werde , die sich ähn -
liche Funktionen anmaßen sollten .

Sämtliche vom Zentrum , de» Sozialdemokraten un» Kom-
munisten eingereichten Anträge auf Aufhebung der Rotver -
ordnungen über den Reichskommissar in Preußen und den
Ausnahmezustand in Groß -Berlin und Brandenburg , wurden
angenommen .

* & te außenpolitische Lage
Die deutsche Öffentlichkeit steht abermals vor einem

Rätsel . Wie konnte es kommen, daß sich in Genf im
entscheidenden Augenblick gerade die Brächte mit Frank-
reich über die bekannte Bertagpngsentschließung einigte «,
die im ganzen bisherigen Verlauf der Abrüstungskonfe¬
renz wesentlich andere Forderungen vertreten hatten,
Forderungen , die eine wirklich nennenswerte Verminde-
rung der Rüstungen enthielten ? Denn , daß die Resolu-
tion von einer so großen Mehrheit angenommen werden
konnte, ist doch darauf zurückzuführen, daß sowohl Eng -
land , wie Amerika und Italien ihr zustimmten. Allein
Rußland hat in aller Form protestiert.

Nun ist aber leider Sowjetrußlaad die einzige Groß-
macht , deren direkte Bundesgenossenschaft für Deutschland
aus innerpolitischen und kulturpolitischen Gründen recht
wenig erwünscht sein könnte. Es ist sozusagen ein Trep¬
penwitz der Weltgeschichte , daß dort in Genf ausgerecht
net diejenige Macht mit uns am gleichen Strang zog.
deren parteipolitische Betätigung nach außen wir als die
schwerste Bedrohung des inneren Friedens in Deutschland
betrachten.

Was die Haltung Deutschlands selbst betrifft, so ist sie
durch die Rede Nadolnys ganz klar umrissen warben.Wir nehmen wohl oder übel die Bertagungsentschließung
hin , weil sie ja auch nach dem Wunsch ihrer Befürworter
«ur eine« Anfang bedeutet, und weil die Abrüstungs -
konferenz fortgesetzt werden wird. Aber wir erklären
schon heute , daß wir an de« weitere« Arbeite» der Ko«-
ferrnz nur dann teilnehme « werde«, wenn u «s bis dahi«in aller Form die Anerkennung unserer Gleichberechti -
«uug ausgesproche« wird.

An dieser Erklärung ist nicht mehr zu rütteln. Und
unsere Vertragspartner von Versailles werden zu ihr
Stellung nehmen müssen. Leider sind alle Anzeichen
dafür vorhanden , daß diese Stellungnahme hinausgezoge«werden wird , ebenso wie man die Wiederei«berufu«g der
Abrüstungskonferenz hiuauszöger « wird. Wie es heißt,ist nicht damit zu rechnen , daß die Konferenz bereits im
Herbst zusammentritt , sondern erst im nächste« Frühjahr.
Lediglich das von der Konferenz gebildete Büro soll im
Herbst seine Arbeiten wieder aufnehmen.

Der pessimistische Beurteiler wird angesichts all dieser
Tatsachen mit Recht sagen können , daß die Abrüstungs-
konferenz ausgegangen sei . wie das .Hornberger Schießen>und daß man weniger als «ichts erreicht habe . DieseTatsache ist aber — und das muß die deutsche Außen-
Politik immerhin berücksichtigen — durch die Resolution
Benesch und ihr Drnmunddran so geschickt verhüllt war-
den, daß formell auch wieder diejenigen recht haben , die
darauf hinweisen , daß die Abrüstungskonferenz ja «ochnicht beendet sei, und daß man deshalb auch noch kein
abschließendes Urteil über sie fällen dürfe. Bon einem
der Befürworter der Resolution ist das Wort gefallen,diese Resolution stelle eben das „Maximum dessen dar !
was man zur Zeit habe erreichen können " .

Deutschlands Lage ist jedenfalls außerordentlich unan¬
genehm und schwierig. Natürlich wollen wir in diesem
Augenblick keinen neuen Streit entfachen . Aber anderer-
feits werden wir genau zu prüfen haben , ob nicht das
Streben Frankreichs ganz offenkundig dahin geht, wei-
tergehende Entschlüsse iu alle Ewigkeit zu vertage« und
die Dinge so zu belassen, wie sie nun einmal sind . Damit
werden wir uns « icht abfinden . Wir werden im gege-
denen Moment kategorisch verlangen, daß das im Frie-
densvertrag abgegebene , feierliche Versprechen der Ab -
rüstnng eingelöst wird , oder wir Ivetten , wenn dies nicht
geschieht, erklären , daß dann auch Deutschland seinerseits
nicht mehr an die Verpflichtungen der Entwaffnung ge-
bunden ist .

Ist das einstweilige Ergebnis der Abrüstungskonferenz
für die deutsche Öffentlichkeit ein« recht niederschmet -
ternde Überraschung gewesen, so haben wir gestern
eine andere Überraschung erleben müssen , die jedoch we-
senttich erfreulicherer Natur ist. Aus Washington kam
nämlich die Kunde , daß Se «at» r Borah, der als Bor-
sitzender des Senatsausschusses für auswärtige Angele-
genheiten eine imponierende Position in der Weltpolitik
einnimmt , seine Meinung über di« interalliierten Schul -
den und deren Annullierung dSlli« geändert hat .

Borah ist neuerdings der Ansicht , daß eS im ureigen-
sten Interesse des amerikanischenVolkes lieg«, die Kriegs-

Mit der Beilage : Amtliche Niederschrift über die 36 . öffentliche Sitzm»g der Berha«dl »»«gen des Badische« Landtags



Zchutbenfrage «wer »»»«« Prüfung zu unterziehen . Diese
Kriegsschulden seien zwar gerecht, aber es könnte im
eigenen Interesse der Bereinigten Staate « liegen , ihre
Verminderung oder Annullierung zu bewilligen . Eine
volle Streichung der Kriegsschulden werde aber nur dann
ŝegensreich wirksam werden , wenn auf eine? großen ,
von Borah vorgeschlagenen Weltkonfercnz alle wichtigen
Drobleme (Kriegsschulden und Reparationen , Abrüstung ,
Wiederherstellung des Goldstandards , Hilfe für Mittel -

europa usw.) auf die Tagesordnung gefetzt würden . An
sich müsse der Lausanne ? Vertrag gaNz unvermeidlich
früher oder später die Streichung auch des Kriegsschuld -
Paragraphen und andere Revisionen des Friedensvertrags
von Versailles nach sich ziehen .

Nach Borahs Ansicht, scheine der vor 18 Jahren be¬
gonnene

'
, fürchterliche Kampf jetzt seinem Ende entgegen -

zugehen . Lausanne sei wahrscheinlich der Anfang des
Endes gewesen. Die Lausanner Konferenz fei durch
einen Geist beherrscht gewesen , der neue Hoffnungen er-
wecke. Und sie habe Schluß gemacht mit der alten , un¬
heilvollen Gewaltpolitik . Wir seien jetzt über Theorien
hinaus . Schließlich sei auch die große Weltkrise nur

*
Menschenwerk , und wir alle seien lediglich die Opfer einer
unklugen und verwerflichen Politik .

Was zunächst an diesen Äußerungen Borahs auffallen
muß , das ist das günstige und das wirtschaftliche Ver -
trauen stärkende Urteil ühxr Lausanne . Dieses Urteil
gibt ja eigentlich der Auffassung des Reichskanzlers
von Papen und der deutschen Delegation vollkommen
recht. Und in Deutschland hat man sicherlich keine Ver -
anlassung , Lausanne weiterhin kritisch und abfällig zu
beurteilen , wenn einer der maßgebenden Politiker einer
für uns so wichtigen Großmacht , wie Nordamerika , das
Ergebnis jener Konferenz so hoch einschätzt.

Darüber hinaus sind die Äußerungen Borahs aber die
beste moralische und politische Hilfe , die wir uns in die-
fem Augenblick wünschen konnten . Seinem Vorschlag,
eine große Weltkonferenz solle alle beunruhigenden Pro -
bleme aus dem Wege räumen , können wir nur aus voll-
stein Herzen beistimmen . Von vornherein haben wir
darauf hingewiesen , daß es ein Fehler war , über die
einzelnen Probleme gesondert zu verhandeln . Über die
Reparationen gesondert , über die Abrüstung gesondert
und über die interalliierten Kriegsschulden gesondert .
Alle diese Probleme hängen , einschließlich der Revision
des Friedensvertrags , aufs engste zusammen . Politik
und Wirtschaft berühren sich aufs innigste . Die Rück -
kehr zum Goldstandard ist nur dann möglich, wenn man
sich in der Abrüstungsfrage einigt , wenn man durch tief -
einschneidende Rüstungsverminderungen wieder geord¬
nete Finanzverhältnisse schafft. Und die Abrüstung ist
nur möglich, wenn man gleichzeitig altes Unrecht wieder j'

befestigt . Und der Friede ist nur dann gesichert, wenn
inan Korrekturen an jenen Paragraphen des Friedens -
Vertrages anbringt , die ihrerseits schon allein durch ihr
Vorhandensein den Frieden dauernd bedrohen .
; So gibt der Vorschlag Borahs der nach Genf völlig
verfahrenen außenpolitischen Lage zweifellos wieder einen
neuen Auftrieb . Niemand kann das mehr begrüßen als
Deutschland . Auch Deutfchland wünscht jene große Kon -
ferenz . Und um sie im Geiste der Völkerversöhnung ,
aber auch im Geiste nationaler Selbstbehauptung gut vor -
bereiten zu können , hat sich Deutschland neuerdings dem
Konsultativpakt (Vertraueusabkommen ) zwischen Eng -
land und Frankreich angeschlossen, nachdem schon Italien
und Belgien ihm beigetreten waren .

Der deutsche Ozeanflieger Walfang von Gronau landete am
Lv . Juli um 22.45 Uhr Greenwicher Zeit in Cartwrighl (La -
brador ) . Er war schon gegen 20 Uhr in der Nähe dieses Ortes
gesichtet worden ; doch hat ihn vermutlich der dicke Nebel an
einer früheren Landung gehindert .

Die deutsche Fliegerin Elli Beinhorn , die mit ihrem Flug -
zeug mehr als 30 000 Kilometer über alle fünf Erdteile zu-
rückgelegt hat , ist am Montag in Bremerhaven eingetroffen
und von einer riesigen Menschenmenge begeistert begrüßt wor -
den . Nach mehr als einjähriger Abwesenheit traf die deutsche
Weltfliegerin heute (Dienstag ) vormittag von Bremen mit
ihrem Flugzeug in ihrer Vaterstadt Hannover ein . Es wnrde
ihr ein jubelnder Empfang bereitet .

Professor Piccard gedenkt , ansang August in Zürich einzu -
treffen und noch vor Mitte August vom Flugplatz Dübendorf
zum Stratosphärenflug zu starten .

Der Prozeh gegen den Präsidentenmörder Gorguloff hat in
Paris begonnen .

Parsifal - Gedenkstunde in Heidelberg . An der Stätt « , wo vor
55 Jahren Richard Wagner einem Heidelberger Freundeskreis
zum erstenmal aus dem Manuskript seines „Parsifal " vorge -
lesen hatte , nämlich im Schloßhotel , wurde am Sonntag vom
Richard -Wagner - Frauenbund eine Gedenkfeier veranstaltet , in
deren Mittelpunkt die Betrachtung und Erklärung des Bühnen -
weihspiels stand . Zunächst führte Friedrich Baser in knappen
Zügen in die Vorstellungswelt dieses Mythos ein . Es folgten
dann Rezitationen aus Wolframs „Parsifal " und Wagners
Manuskript , dargeboten von Helga Panzer . Einzelne Teile der
Partitur wurden auf Sckallplatten borgeführt , wobei Friedrich
Bnser erklärende Worte sprach.

Ehrung von Geh . Rat vr . von Weinberg . Einer der be»
deutendsten industriellen Forscher auf dem Gebiete der an -
organischen Farbstoffe , Geheimer Regierungsrat Dr .-Jng . e. h.
Arthur von Weinberg , Frankfurt a . M .-Niederrad , Mitglied
des Aufsichtsrats und Verwaltungsrats der J .G .Farben -
industrie , Ehrensenator der Universität Frankfurt a . M . und
Ehrenbürger der Stadt Frankfurt a . M , beging am 24. Juli
die 50. Wiederkehr des Jahrestages seiner Doktor - Promotion .
Als Zeichen der Dankbarkeit für seine unermüdliche und
großzügige Förderung aller kulturellen Bestrebungen in
Frankfurt hat die Stadt Frankfurt Geh . Rat v . Weinberg
anläßlich seines goldenen Doktor -Jubiläums die G >>»thejahr -
Medaille der Stadt Frankfurt zugeeignet .

Reich und LSndev
Die „Bayerische Staatszetung"

zum Ergebnis der Stuttgarter Konferenz
Di « „Bayerische Staatsztg .

" schreibt :
Die Stuttgarter Erklärungen des Reichskanzlers über die

Zeitdauer des Amtens eines Reichskommissars in Preußen wie
über die Durchführung der Reichstagswahlen und insonderheit
die Versicherung Herrn von Popens , daß ein Reichskommissar
für die anderen Länder nicht in Frage komme, werde auch
außerhalb des Kreises der Konferenzteilnehmer mit Genug -
tuung zur Kenntnis genommen . Mit diesen Erklärungen und
Versicherungen allein kann natürlich für die einzelnen Länder
der Fragenkomplex rund um den preußischen Reichskommisiar
noch nicht vollständig geklärt sein . Denn , wenn es auch dem
Reichskanzler gelungen zu sein scheint, die augenblicklichen Be-
fürchtungen der Länder in der Hauptsache zu zerstreuen , so
hat sich demgegenüber an der Anschauung der süddeutschen
Länder über die verfassungsrechtliche Unzulässigkeit der Reichs -
maßnahmen gegenüber Preußen doch nichts geändert . Nach
allem , was man hört , haben die Vertreter der Reichsregierung
in Stuttgart auch nichts unternommen , um die Länder von der
Berfassungsmäßigkejt dieser Maßnahmen zu überzeugen . Sie
haben vielmehr nur ihre Schritte gegen Preußen sowie gewisse
Begleitumstände für politisch notwendig erklärt und es bei die-
fen rechtlich gewiß nicht einwandfreien Argumentation belassen.
Das ist angesichts der Bedeutung der Angelegenheit reichlich
wenig und modifiziert auch die in der amtlichen Auslassung
unterstrichene Befriedigung der Konferenzteilnehmer in einer
Weise , die bei weitem nicht alle Schatten beseitigen kann , wie
es auch nicht richtig ist, daß das Wort „Befriedigung " in der
amtlichen Mitteilung die Stimmung aller Konferenzteilnehmer
getroffen hat .

Im übrigen wird die Zuverlässigkeit der Versicherungen des
Reichskanzlers vor der Konferenz über die Zeitdauer der preu¬
ßischen Aktion die beste Gewähr für die Zuverlässigkeit ander -
weitiger Verheißungen sein . Solange aber die Dinge weiter
wie bisher im dämmerigen Schwebezustand sich befinden , bleibt
die Frage offen , ob sich die Länder auf Zusicherungen dieser
Art so felsenfest verlassen können , daß ein Verlangen nach
anderen Sicherungen als die in Form mündlicher Proklama -
tionen unnötig erscheint . Denn zur Stunde gibt den Ländern ,
trotz der Stuttgarter Aussprache , niemand die Gewähr dafür ,
daß eine andere Reichsregierung als die gegenwärtige nicht die
Zusagen glatt verleugnet , die Herr von Papen in Stuttgart für
die Zeit seiner Amtsdauer gegeben hat .

"
*

In seiner schon gemeldeten Rede in Weiden in der Ober -
Pfalz führte der bayrische Ministerpräsident Held u . a . noch aus ,
nachdem er vob der „nicht zu unterschätzenden Bedeutung " der
Kanzlererklärnngen in Stuttgart gesprochen hatte :

„Ich habe nur den Wunsch , daß die Reichsregierung in der
Lage ist, diese ihre Absichten auch durchzuführen , weil der un -
zulässige Druck, den vor allem die Nationalsozialisten , aber auch
die Deutschnationalen Tag für Tag einsetzen , auch darauf ge-
richtet ist , die Reichsregierung überhaupt nicht mehr zu einem
selbständigen Entschluß kommen zu lassen , sondern nur das
durchführen zu lassen, was Herr Hitler in Auftrag gibt . Ich
sage dies , um die Reichsregierang zu bitten , alles zu vermei -
den , was auch nur den Anschein erwecken könnte , sie befände
sich in Abhängigkeit von Hitler und Hugenberg . Sie muß auf
Grund ihres eigenen Gewissens ihre Entscheidungen treffen
und dafür vor der ganzen Öffentlichkeit die Verantwortung
selbst übernehmen . Jeder andere Standpunkt führt zur Kata -
strophe . "

Die Bayerische Bolkspartei kundigt den Entwurf eines Aus -
sührungsgesetzcs zum Artikel 48 der Reichsverfassung an . Sie
werde dafür sorgen , daß der neue Reichstag diese Vorlage
vorfinden wird , daß er sich ihr nicht entziehen könne.

kleine Shvonik
Zwischen Mitgliedern der Eisernen Front kam es in

Leiferde bei Wolfenbüttel Sonntag abend zu einet schweren
Schlägerei . 12 Personen wurden verletzt , 4 von ihnen schwer.

Bei einer Auseinandersetzung zwischen einer Polizeistreife
in Zivil und Kommunisten wurde in Trier ein Kommunist
getötet .

Bei dem Versuch , eine kommunistische Demonstration in
Berlin aufzulösen , wurde am Montagabend eine Gruppe von
Polizeibeamten aus Häusern beschossen . Die Polizei erwi -
derte das Feuer . Dabei wurde eine Frau durch einen Kopf-
schuß schwer oerletzt und ist ihren Verletzungen erlegen . —
An einigen Stellen Berlins kam es am Montagabend wieder -
holt zu Demonstrationen von Kommunisten und Überfällen
auf Nationalsozialisten . In einem Falle mutzte ein Polizei -
beamter von der Schußwaffe Gebrauch machen . Einer der
Angreifer wurde durch einen Brustschutz verletzt .

In Küftrin ist der kommunistische Provinziallandtagsabgeord -
nete Paul Hennig wegen Aufforderung zum Generalstreik fest-
genommen worden .

In Friedrichskoog (Dittmarschen ) ist es nach einer SPD .-
Maikundgebung in der vergangenen Nacht zu schweren Zu -
sammenstiitzen zwischen Versammlungsteilnehmern und Natio -
nalsozialisten gekommen . Ein Versammlungsteilnehmer wurde
getötet , drei weitere Reichsbannerleute wurden mit erheblichen
Verletzungen dem Krankenhaus zugeführt .

In Großellgut bei Nimptsch in Schlesien brach heute , Diens -
tagmorgen , beim Sattlermeister Lindner ein Brand aus . Man
fand die Frau des Sattlers , seine Tochter und seine Pflege -
mutter tot auf . Die Leichen wiesen furchtbare Hieb - und Stich -
Wunden auf . Lindner fand man auf dem Boden erhängt vor .
Die furchtbare Bluttat dürfte von dem Täter in einer Art
Blutrausch begangen worden sein . Am Bett der Frau lag der
Wolfshund , ebenfalls erschlagen . Ferner fand man einen Korb
mit jungen Gänsen , die ebenfalls getötet waren . Das Haus
war an etwa zehn Stellen angezündet worden .

Unter dem Einfluß des starken Regens , der am Mittelrhein
niederging , geriet die Decklast eines mit Grubenholz be-
ladenen Schiffes bei St . Goar ins Rutschen . 16 400 Zent -
ner Grubenholz polterten über Deck und trieben ab . Es ge-
lang nach großen Mühen , den größten Teil des abgetriebenen
Grubenholzes zu bergen .

Durch eine furchtbare Brandkatastrophe wurde der größte
Teil des an der österreichisch-bayerischen Grenze gelegenen
österreichischen Pfarrdorfes Kollerschlag vernichtet . 21 An -
wefen sind den Flammen zum Opfer gefallen . Zwei Per -
sonen werden vermißt . Drei Personen wurden mit schweren
Brandwunden und Rauchvergiftungen ins Krankenhaus ge-
schafft. Zahlreiches Vieh kam um . Es wird Brandstiftung
vermutet .

Austritt der italienischen Delegation aus der Jnterparlamen -
tarischen Union . Die italienische Gruppe der Jnterparlamen -
tarischen Union hat nun ihren Austritt aus der Union er -
klärt , da die UniM ibr nickt die aeforderte Genugtuung ge-
leistet habe .

Das Leipziger iltittt
Aus der Begründung des Staatsgerichtshofs

Zur Begründung der Entscheidung des Staatsgerichtshofs
zu Leipzig , die, wie mitgeteilt , auf Ablehnung der Anträge
der früheren preußischen Minister lautete , führte der Vorfitzende
u . a . aus :

Über die Anträge auf Erlaß einer einstweiligen Verfügung
kann der Staatsgerichtshof nur dann entscheiden , wenn und
insoweit er für die Streitigkeiten , um die es sich bei dem Ver -
fahren in der Hauptsache handelt , zuständig ist. Es wird fest-
gestellt , daß die antragstellenden preußischen Staatsminister
in der gegenwärtigen Zeit das Land Preußen zu vertreten
berechtigt sind . Allerdings sind sie augenblicklich ihres Amtes
oder wenigstens ihrer Amtsfunktionen enthoben . Dies sei ge-
schehen in Durchführung der Verordnung vom 20. Juli 1932,
deren Rechtsgültigkeit im vorliegenden Verfahren zu klären fei.

Der Staatsgerichtshof habe , heißt es weiter , in feiner bis -
herigen Rechtsprechung die Auffassung vertreten , daß eine von
ihm zu erlassende einstweilige Verfügung die endgültige Ent -
fcheidung nicht vorwegnehmen darf , da sie insbesondere nicht
auf der Grundlage ergehen kann , daß der Staatsgerichtshof
sich dem Rechtsstandpunkt des einen oder des anderen streiten -
den Teiles zu eigen macht . Das Ziel einer solchen vorüber -
gehenden Regelung sei, ein möglichst vereinfachtes , reibungs -
loses , die Belange beider Teile schonendes Verhältnis ihrer
wechselseitigen Beziehungen bis zur Endentscheidung herbei -
zuführen . Angesichts dieses Zweckes einer einstweiligen Ber -
fügung erscheint es nicht angängig , die von Preußen ge-
wünschte Verfügung entsprechend den in der mündlichen Ver -
Handlung neu formulierten Antrag zu erlassen .

Prüfe man diesen Antrag zunächst in seinen Einzelheiten ,
so könne kein Zweifel darüber bestehen , daß er darauf hinaus -
läuft , die Regierungsgewalt in Preußen solle vorläufig zwischen
den Reichskommissaren und den bisherigen Ministern geteilt
werden . Das gehe mit besonderer Klarheit aus der Ziffer 3
hervor , die die Vertretung Preußens im Reichsrat den jetzt
klagenden Ministern belassen wissen will . Sie strebe also an
die Gewalt des Reichskommissars wesentlich zu beschränken .
Eine Prüfung der Frage , ob die begehrte Regelung geeignet
sei , die von den Antragstellern beklagten Reibungen und
Schwierigkeiten zu verringern , müsse ergeben , datz dieser Er -
folg nicht zu erwarten ist , vielmehr eine solche Scheidung der
Staatsgewalt in besonderem Matze geeignet sei. Verwirrung
im Staatsleben herbeizuführen .

Gegenüber den Anträgen des Zentrums und der Sozial -
demokratischen Partei habe sich das Gericht vor der recht schwie-
rigen Frage gesehen , ob diese beiden Parteien aktiv legiti -
miert sind, als Antragsteller aufzutreten . Es habe zu dieser
Frage keine Stellung genommen . Es will die Entscheidung
hierüber der Entscheidung zur Hauptsache vorbehalten . Der
Reichskommissar soll sich nach dem Antrage jeder Tätigkeit
enthalten . Einen so weit gefatzten Antrag im Wege der einst -
weiligen Verfügung anzunehmen , würde aber gleichbedeutend
sein mit einer Entscheidung in der Hauptsache .

Gerade weil der Staatsgerichtshof sich außerstande gesehen
hat , dem Verlangen einer vorläufigen Regelung zu entspre -
chen , legt er besonderes Gewicht darauf , daß das Verfahren tri
der Hauptsache mit möglichster Beschleunigung durchgeführt
wird und vertraut darauf , daß das nötige Material ihm mit
der Beschleunigung zugeleitete wird , die der Sachlage ent -
spricht . Der Staatsgerichtshof verkennt aber auch nicht, daß
auch bei dem besten Willen aller eine Entscheidung in der
Hauptsache eine gewisse Zeit in Anspruch nehmen muh ^

Die Aufnahme des Urteils
Die ehemaligen Mitglieder des preußischen Staatsministe »

riums veröffentlichen durch den Sozialdemokratischen Presse -
dienst eine Erklärung , wobei im wesentlichen die bereits von
den Vertretern Preußens in der Verhandlung geltend gemach»
ten Erwägungen wiederholt werden . Es werden Bedenken da »
gegen erhoben , datz ein die Beamten in Gewissenskonflikte ver -
setzender Schwebezustand eingetreten sei .

*
Die „Kölnische Volkszeitung " schreibt u . a . , man könne den

Entschluß des Staatsgerichtshofes , im Interesse der rechtlichen
und politischen Klarheit , nur begrüßen . Das Borgefecht —
denn als solches ist der Versuch , eine Vorentscheidung zu er -
langen , zu bezeichnen — ist von den ehemaligen preußischen
Ministern verloren worden . Das Hauptgefecht werde erst nach
den Reichstagswahlen , am 5. August , ausgetragen oder wo-
möglich wegen mangelnder Zuständigkeit des Staatsgerichts -
Hofs überhaupt nicht geliefert werden .

Die Kundsunkveden dev Parteien j
Christlich -Soziale und Landvolk

Am gestrigen Montag sprachen als die ersten Parteiredner
die Führer der Christlich -Sozialen und des Landvolks im deut -
schen Rundfunk .

Der Führer des Christlich - Sozialen Volksdienstes , Abg.
Simpfendörfer , betonte , daß das politische Ziel seiner Partei
der Volksstaat auf christlicher Grundlage sei. Der Volksdienst
werde auch in Zukunft um einen gerechten Frieden und um die
deutsche Freiheit und Unabhängigkeit kämpfen . Gegen eine Po -
litik sozialer Ungerechtigkeiten wende er sich mit rücksichtsloser
Schärfe . Ein gesunder Bauernstand sei eine der wichtigsten
Säulen des Staates . In Erziehung und Bildung fordere die
Partei für die evangelische Jugend die evangelische Schule , sie
lehne es aber ab , den konfessionellen Riß , der durch Deutsch -
land gehe, zu vertiefen . Der Gang und das Ergebnis der Ver -
Handlungen in Lausanne fänden nicht die Billigung des Volks -
dienstes .

Der Führer des Deutschen Landvolkes , von Hauenschild ,
sprach über das Thema „Der Bauer im Staat von heute ".
Als besondere Maßnahme für die Aufbauarbeiten nannte der
Redner u . a . neben einer durchgreifenden Senkung der Zinsen
und öffentlichen Lasten weiteren Schutz der Veredelungspro -
duktion und Senkung der Umsatzsteuer für alle landwirtschaft -
lichen Erzeugnisse auf den für das Getreide gültigen Satz von
0,85 v . H.

Als Abschluß des 11. Deutschen Sängerbundesfestes fand
Sonntag abend eine große Kundgebung im Palmengarten
statt , die vom Verein für das Deutschtum im Ausland ver -
anstaltet wurde . Viele hundert Auslandsdeutsche waren zu
dieser Kundgebung erschienen , in erster Linie die Sänger au »
Amerika , Polen , Danzig und in besonderer Anzahl die Sie -
benbürger Sachsen . Auslandsdeutsche von Ruf hielten An»
sprachen , in denen sie gelobten , treu für die deutsche Sache
im Ausland sich einzusetzen .

Das nächste Sängerbundesfest 1937 in Leipzig . Der Deut »
sche Sängerbund hat beschlossen, das nächste Sängerbünde ?»
fest 1937 in Leipzig stattfinden zu lassen . Mit diesem Bunde ?»
fest soll zugleich die Feier des 75jährigen Bestehens des Bun »
des verbunden werden .

II



Ungenügende Beachtung
des Umzngsvevbots

Bon der Pressestelle beim Staatsministerium wird mitgeteilt :
* * (Sä ist die Beobachtung gemacht worden , daß auch nach

Herausgabe des allgemeinen Umzugsverbots des Reichsmini -
sters des Innern vom 18. Juli 1932 Angehörige politischer
Organisationen auf Lastwagen unter Absingen von Liedern ,
Ausrufen politischer Losungen usw . demonstrativ durch das
Land fahren . Da derartige Fahrten als Veranstaltung eines
Aufzuges nach § 2 der angeführten Verordnung vom 18. Juli
1932 ( RGBl . I S . 355) anzusehen sind , find sie verboten und
strafbar. Die Polizeibehörden sind angewiesen , solchen Auf -
Hilgen wirksam entgegenzutreten .

Ein Verstoß gegen das Umzugsverbot ist nur dann nicht ge-
geben , wenn Personen (auch uniformierte ) auf Lastwagen
ausschließlich zum Zwecke der Beförderung gefahren werden , es
sei denn , datz eine geschlossene Reihenfolge der Lastwagen die
Aufmerksamkeit des Publikums erregt und hieraus die demon -

ftrative Absicht erkennbar ist.

« oUtisch « « «viagerei w Sveivuvg
Von der Pressestelle beim Staatsministerium wird mit -

geteilt :
** In der in Freiburg erscheinenden Zeitung „Der Ale-

manne " ist wiederholt , zuletzt in der Nummer 187 vom 23. Juli
J>. I ., behauptet worden , daß der bei den Strafanstalten in
Freiburg beschäftigte Aufseher Seger an der Schlägerei vom
12. Juli d. I . zwischen Reichsbannerleuten und National -

Sozialisten am Gewerkschaftshaus in Freiburg beteiligt gewesen
sei und im Zusammenhang damit ist an den Direktor der
Strafanstalten in Freiburg , Oberregierungsrat vr . Koelblin ,
die öffentliche Anfrage gerichtet worden , weshalb er den Auf -

scher Seger noch nicht seines Dienstes enthoben habe . Hierzu
ist festzustellen , daß Oberregierungsrat vr . Koelblin über die
in der Presse gegen den Aufseher Seger erhobenen Beschubdi-

jungen sofort dem Justizministerium als der zuständigen Stelle
Bericht ^ stattet hat . Die im . .Alemannen " gegen die Straf -

anstaltsdirektion in Freiburg erhobenen Borwürfe entbehren
hiernach jeder Grundlage . Im übrigen ist auf Antrag des

Aufsehers Seger gemäß § 92 Abs . 2 des Beamtengesetzes das

förmliche Dienststrafverfahren eingeleitet worden zum Zweck
der Feststellung , ob der Genannte durch sein politisches Ver -

halten , insbesondere auch bei den Vorgängen am Gewerk -

schaftshaus in Freiburg in der Nacht vom 12. auf 13. Juli
1932. die ihm nach § 7 des Beamtengesetzes obliegenden Pflich .
ten außer dem Amte verletzt habe .

Gue NMtelstandstaguns in -ttavlsvuhe
30 . B» bandst »« des Reichsverbandes der Handelsschutz- und

Rabattsparvereine Deutschlands
Der Reichsverband der Handelsschutz - und Rabattjp -LVL-Nnne

Deutschlands , Vertretung für Handel und Gewerbe e . V . . hält
— wie bereits kurz mitgeteilt — in Karlsruhe vom 24. bis
27 . Juli , seinen 30. Verbandstag ab . Der Vorstandssitzung und
dem Begrüßungsabend am Sonntag folgten am Montag die
Hauptverhandlungen , die vom 1 . Vorsitzenden . Stadtrat Find -
eisen, Plauen i. V., geleitet wurden . Man sah u . a . Ober -
Bürgermeister vr . Finter . Karlsruhe . Ministerialrat Keller vom
badischen Innenministerium . Reichsbahnoberrat Kraus , Post -
rat

'
Quarck . Präsident Jsenmann von der badischen Handwerks -

lammer , führende Mitglieder der Industrie - und Handelskam -
mern aus dem Reiche, ferner Reichstagsabgeordneter Jager .
Celle , und Abgeordnete des badischen Parlaments .

Das Hauptresereat erstattete Verbandsdirektor Senator a . D .
Beythien , Berlin , über „Lebensrecht und Lebenswille des kauf-
männischen und gewerblichen Mittelstandes " . Der Redner
schildert ^ den Wert der freien Persönlichkeit für das Volks -
und Wirtschaftsleben . Sie stehe dem schematisierenden Geiste
der Konsumgenossenschaftslehre und -Praxis ebenso fern wie

.dem hemmungslosen Wettbewerb der unpersönlich geführten
Unternehmungen und sei als Bundesgenosse der Verbraucher
um Niedriahaltung der Preise , wie sie der Wettbewerb diktiert ,
bemüht . Das Eigentum müsse geschützt werden gegen kollek -
tivistische, staatssozialistische Experimente und Verfall durch
Währungsentwertung . Der Einzelhandel würde stets für eine
Beschränkung einer nicht dringlich erforderlichen Einfuhr Ver -
ständnis haben , ebenso dafür , daß man Deutschlands Landwirt -
schast nicht untergehen lassen könne . Einzelhandel und Ge -
werbe seien Gegner der jetzt so vielseitig betriebenen Subven -
tionspolitik . Der Tarif -Schematismus müsse verschwinden ;
denn nur durch Einordnung und Selbstbeschränkung könne ein
Aufstieg und damit das Ende der Arbeitslosigkeit kommen . Die
Arbeit der öffentlichen Hand wirke verderblich für die gesamte
deutsche Wirtschaft . Bei der Bedarfsdeckung der in dem neuen
Arbeitsdienst Beschäftigten seien in erster Linie Einzelhandel ,
Handwerk und Gewerbe zu berücksichtigen ; eine zentrale Be -
schaffung müsse unterbleiben . § 164 der Reichsverfassung , der
das Lebensrecht des Berufes gewährleisten soll, müsse durch
Durchführungsbestimmungen erhärtet werden .

Der Gesamtumsatz des Einzelhandels sei im ersten Viertel -
jähr von 6,6 Milliarden auf 5,5 Milliarden Reichsmark zurück-
geblieben . Die 30jährige Selbsthilfearbeit des Verbandes habe
schon manche Notstände gelindert , wie in der Bekämpfung des
Borgunwesens , der Bereinigung des Wettbewerbs und der Ge -
winnung der Käuferschaft für das mittelständische Geschäft .Die Warenhäuser und das Genossenschafts - und Konsumwesenmachten dem ^Einzelhandel schwer zu schaffen . Der Rednerforderte zum Schluß schärferes Eingreifen gegen die Einheits -Preis - Unternehmungen und Großfilialen und ein radikalesZugabeverbot .

Es folgte ein Vortrag von Kaufmann Wilhelm Jäger , Celle ,M . d . R . über „Unser Schicksal liegt in unserer eigenen Hand " ,m dem er hervorhob , daß die eigene Kraft und der Behaup -
tungswille der mittelständlerischen Kaufmannschaft die Vor -
aussetzung sei , um im Verein mit staatlichen Wirtschaftsmaß -nahmen den Wünschen des Einzelhandels gerecht werden zutonnen . Ausschlaggebend und bestimmend für das Wohlergehenund das Eigenleben unserer Wirtschaft fei die Politik die
Etaatsführung , nicht das rein Wirtschaftliche . Bei dieser „Po -Wik komme nicht etwa Parteipolitik in Frage , sondern die

große zuiammensayrnöe nationale und Staatspolitik . Marxi¬
stische Experimente , wie sie in den letzten Jahren auf Wirt-
schaftlichem Gebiet gemacht worden seien , dürsten sich keines -
falls wiederholen , sonst sei die Wirtschaft unrettbar dem Unter -
gang geweiht . Weiter verurteilte der Redner die frühere
Thesaurierungspolitik der öffentlichen Hand .

Uber die Unzulänglichkeit der Notverordnung zum Schutzeder Wirtschaft erging sich vr . Reinhold , Köln , in kurzen Aus -
führungen , die aus ein völliges Zugabeverbot zur Erreichung
steigender Qualitätsware und Beseitigung der Einheitspreis -
geschäste hinausliefen .

$ Htatt »tttittiffee Dr . Mattes
im 4luwettevgebiet

Finanzminister Dr. Mattes benutzte den Sonntagvormittag ,um sich über die Ausdehnung des Unwetters am Kaiserstuhl zu
unterrichten . In seiner Begleitung befand sich der Bürger -
meist« : von Endingen , dessen Gebiet von der Unwetterkata -
strophe am meisten betroffen wurde . Der Minister gewann denEindruck , daß rascheste Hilfe erforderlich sei.

Lllns dev Landeshanvtftadt
Die Parteien im Wahlkampf. In einer öffentlichen Wahl -

Versammlung der Deutschen Staatspartei am Mittwoch , den27. Juli , abends , im Saale der Eintracht , wird Finanzministera . D . Dietrich zusammen mit Professor Bresch, Karlsruhe ,sprechen . — Die Sozialdemokraten veranstalten am Don -
nerstag , den 28. Juli , abends , in der Festhalle eine Kund -
gebung , wobei Reichstagsabgeordneter Crispien , Berlin , refe ^
rieren wird . — Am Freitag , den 29. Juli , folgt das Zentrummit einer Wahlversammlung in der Festhalle mit Staatsrat
Schäffer , München , als Redner.

Sängerbesuche in Karlsruhe . Am heutigen Dienstagnach -
mittag um halb 1 Uhr werden etwa 400 Sänger , die im An -
schluß an das sängerbundesfest in Frankfurt a . M . eine
viertägige Sängerfahrt in den Schwarzwald unternehmen , mit
Omnibussen hier eintreffen , um Karlsruhe einen Besuch ab -
zustatten . Während ihres Aufenthalts , der etwa 2 Stundendauert , werden sie die Sehenswürdigkeiten der badischenLandeshauptstadt bei einer Rundfahrt besichtigen . Vertreterder Stadt und des Verkehrsvereins werden die Sänger he-
grüßen . Am morgigen Mittwoch , zwischen 10 und 11 Uhr ,werden sodann etwa 30 deutsch- amerikanische Sänger aus
Bronx bei New Dork, die an dem Frankfurter Sängerfest teil -
nahmen , Karlsruhe gleichfalls einen Besuch abstatten .

Verbotener Umzug . Der Polizeibericht meldet : Gesternabend marschierten Nationalsozialisten von Grötzingen und
Berghausen in geschlossenem Zug zu einer Wahlversammlungin der Durlacher Festhalle durch die Hauptstraße von Durlach ,so daß die Polizei einschreiten mußte .

Badisches Landestheater . Sommer - Operette im StädtischenKonzerthaus . Die Erstaufführung der Operette „Die Geisha "
am vergangenen Samstag fand eine glänzende Aufnahme .Das Haus war ausverkauft . Immer wieder wurden Wieder -
holungen verlangt und nach jedem Aktschluß gab es stürmi -
scheu Beifall . Wer einige frohe Stunden genießen will , der
besuche die heute abend um 20 Uhr stattfindende Wiederholungder Operette .

Wetterbericht der Badischen Landeswetterwarte Karlsruhevom Dienstag vormittag : Die ' Zyklone bei England hat heute
morgen maritime Luftmassen in unser Gebiet vorgetrieben .SS ?am - dabei zu schaunii-Rütz jM -lsGeWei i .- ^ktch-
morgen wird die maritime '

Strömung unsere Witterung be-
herrschen . — Voraussage : Kühl und wechselnd wolkig , strich-
Werse Niederschläge , zum Teil in Gewitterdegleitung , wech-
selnde Winde .

& « * * e Nachrichten ans Vaden
DZ . Mannheim . 25. Juli . Der Haupttreffer der IV . Badi -

schen Wohlfahrtslotterie im Betrage von 6000 Ml ist nach
Mannheim gefallen .

DZ . Heidelberg , 25. Juli . Zu einer Erklärung der Deut -
schen Studentenschaft , Heidelberg , veröffentlicht das Rektorat
der Universität folgende Erklärung : „Es ist nicht richtig , daß
das Disziplinarverfahren gegen die Studenten Scheel , Sturm ,
Bayer , Himmel und Mädler wegen des Protestes gegen Prof .
Gumbel eröffnet worden ist . Vielmehr sind es die Form und
der Inhalt gewisser Äußerungen , die auf ihre Vereinbarkeit
mit der Sitte und Ordnung des akademischen Lebens von dem
Disziplinargericht nachgeprüft werden sollen .

"

DZ . Ladenburg , 25. Juli . Eine am 9. Juli 1924 in Laden -
bürg begangene Mordtat scheint jetzt ihre unerwartete Auf -
klärung gefunden zu haben. Infolge Familienstreitigkeiten er-
stattete die Ehefrau des seit einiger Zeit in Balzenbach bei
Weinheim lebenden Arbeiters Jakob Koch aus Ladenburg bei
der Polizei die Anzeige , daß Ihr Mann im Jahre 1924 den 55-
jährigen Landwirt Kaspar Trill in Ladenburg an der Brücke
am Allerheiligenhäuschen ermordet habe . Die Weinheimer
Gendarmerie verhaftete darauf den Koch und brachte ihn zum
Verhör in das im zweiten Stock am Marktplatz gelegene Dienst -
zimmer . Koch legte dort ein Teilgeständnis ab . In einem un -
bewachten Augenblick sprang er jedoch aus dem Fenster auf
den Marktplatz , wobei er schwere Verletzungen erlitt , denen er
schon aus dem Transport ins Krankenhaus erlag .

bld . Schwetzingen , 22. Juli . Die hiesige Konservenfabrik
Bassermann & Co. G . m . b. H. hat in diesen Wochen Bohnen
zum Köpseln als Heimarbeit zu vergeben . Die Nachfrage ist
derartig groß , daß sich viele Leute für die Bohnenausgabe am
nächsten Tag schon am Abend vorher vor dem Fabriktor auf -
stellen , um , in ihrem Wägelchen schlafend , die ersten zu sein .
In manchen Nächten zählte man bereits um 2 Uhr früh 40 bis
50 Wartende . Trotzdem die Firma numerierte Karten ausgibt ,
stellen sich die Arbeitsuchenden an , um keinen anderen vorzu -
lassen .

bld . Gengenbach , 25. Juli . Der Senior der katholischen
Geistlichkeit der Erzdiözese Freiburg . Stadtpfarrer a . D . Ju -
lius Carlein , ist im Alter von 94 Jahren gestorben . Der Ver -
storbene hätte in nächster Zeit sein 70. Priesterjubiläum be-
gehen können .

* Jmmendingen , 23. Juli . Bereits letzte Woche hat die hie-
sige Gemeinde neue Rotstandsarbeiten in Angriff genommenund so die Möglichkeit geschaffen, den größten Teil der hiesigen
Arbeitslosen zu beschäftigen . Es ist dies um so ersreulicher ,als eine große Notstandsarbeit während des letzten Sommers
und in diesem Frühjahr durchgeführt wurde . Die neu in An -
griss genommenen Arbeiten sind : Kanalisationserweiterung ,'
Flußdammbefestigung und Wegherstellungen . Die Gemeinde
Jmmendingen dürfte wohl mit an erster Stelle der Gemeinden
des badischen Oberlandes in bezug auf Beschäftigung der Ar -
beitslosen stehen .

'

Handel und Wirtschaft
Devisennotierungen der .Xeichsbant

«Amtlich )

26 . Juli 26. Jult
Stit »KU «,Id Skrtti

169.68 170 .02 169.68 170.12
80 .45 80 .61 80 .47 80.63
21 .46 21.50 21 .46 21 .50
14.95 14.99 14.96 16 .00
4 .209 4.217 4 .209 4.217
16.48 16.52 16 .485 16.525
81 .88 82 .04 81 .89 82 .05
51 .95 52.05 51 .95 52.05
12 .465 12 .485 12 .465 12 .485

E. Büchle
Infi . W . Bertsch .

Amsterdam 100 G
Kopenhagen 100 Kr.
Italien . . 100 L.
London . 1 Pfd .
New York . 1 D .

§
aris . . . 100 Fr.
chweiz . . 100 Fr.

Wien *00 Schilling
Praa . . . . 100 St

Nach dem Ausweis der Reichsbank vom 23. Juli 1932 hat sich
in der verflossenen Bankwoche der Umlauf an Reichsbanknoten
um 74,4 Mill . Reichsmark auf 3721,9 Mill . Reichsmark , der -
jxnige an RentenbanZscheinen um 1,7 Mill . Reichsmark auf
403,3 Mill . Reichsmark verringert . Die Bestände an Gold und
deckungsfähigen Devisen haben sich um 0,3 Mill . Reichsmark
auf 891,9 Mill . Reichsmark erhöht . Im einzelnen haben die
Goldbestände um 28 000 J&l auf 754,1 Mill . Reichsmark und
die Bestände an deckungsfähigen Devisen um 237 000 M auf
137,8 Mill . Reichsmark zugenommen . Die Deckung der Roten
durch Gold und deckungsfähige Devisen beträgt 24 Proz . gegen
23,5 Proz . in der Vorwoche .

"

«Ztaatsanzeigev
Bekanntmachung .

Neuwahl des Reichstags .
Gemäß ß 62 der Reichsstimmordnung gebe ich in Ergänzungmeiner Bekanntmachung vom 21 . Juli 1932 — Staatsanzeigervom 22. Juli 1932, Nr . 169 — nachstehend die vom Wahlaus -

schuh des XVI . Wahlkreisverbandes Württemberg/Baden
innerhalb dieses Wahlkreisverbandes zugelassenen Verbindungenvon Kreiswahlvorschlägen bekannt :

Es sind verbunden :
1 . Der Kreiswahlvorschlag Nr . 1 des 31 . Wahlkreises (Kenn -

wärt : Sozialdemokratische Partei Deutschlands ) und der
Kreiswahlvorschlag Nr . 1 des 32. Wahlkreises (Kennwort :
Sozialdemokratische Partei Deutschlands ) ;2 . der Kreiswahlvorschlag Nr . 3 des 31 . Wahlkreises (Kenn -
wort : Kommunistische Partei Deutschlands ) und der Kreis -
Wahlvorschlag Nr . 3 des 32. Wahlkreises (Kennwort : Kom«
munistische Partei Deutschlands ) ;

ö . der Kreiswahlvorschlag Nr . 4 des 31 . Wahlkreises (Kenn -
wort : Württembergische und Hohenzollerische Zentrums -
Partei ) und der Kreiswahlvorschlag Nr . 4 des 32. Wahl-
kreises (Kennwort : Badische Zentrumspartei ) ;4 . der Kreiswahlvorschlag Nr . 5 des 31 . Wahlkreises (Kenn -
wort : Deutschnationale Volkspartei ) und der Kreiswahlvor -
schlag Nr . 5 dei 32 . Wahlkreises (Kennwort : Deutschnationale
Volkspartei ^Christliche Volkspartei in Badens ) ;5. der Kreiswahlvorschlag Nr . 6 des 31 . Wahlkreises (Kenn -
wort : Deutsche Volkspartei ) und der KreiswahlvorschlagNr . 6 des 32 . Wahlkreises (Kennwort : Deutsche Volkspartei ) ;6 . der Kreiswahlvorschlag Nr . 7 des 31 Wahlkreises (Kenn -
wort : Reichspartei des deutschen Mittelstandes [Wirtschaft ?«
Partei ] e . 33. ) und der Kreiswahlvorschlag Nr . 7 des 32. Wahl -
kreises (Kennwort : Reichspartei des deutschen Mittelstandes
Wirtschaftspartei ) e . 33. ) ;

Ii s . &■ de s ZI^ Mahllreises ^ Kenn¬
wort : Deutsche demokratische Partei Württemberg und
Hohenzollern ) und der Kreiswahlvorschlag Nr . 8 des 32. Wahl -
kreises (Kennwort : Deutsche Staatspartei ) ;8 . der Kreiswahlvorschlag Nr . 11 des 31 . Wahlkreises (Kenn-
wort : Christlich - sozialer Volksdienst sEvangelische Bewe -
gung ] ) und der Kreiswahlvorschlag Nr . 11. des 32. Wahl -
kreises (Kennwort : Evangelischer Volksdienst ) ;9 . der Kreiswahlvorschlag Nr . 11 a des 31 . Wahlkreises (Kenn¬
wort : Volksrecht -Partei ) und der Kreiswahlvorschlag Nr . 11 ades 32 . Wahlkreises (Kennwort : Volksrecht- Partei ) ;10. der Kreiswahlvorschlag Nr . 12 des 31 . Wahlkreises (Kenn -
wort : Deutsche Bauernpartei ) und der KreiswahlvorschlagNr . 12 des 32 . Wahlkreises (Kennwort : Deutsche Bauern -
Partei ) ;

11 . der Kreiswahlvorschlag Nr . 17 des 31 . Wahlkreises (Kenn -
wort : Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands ) und der
Kreiswahlvorschlag Nr . 17 des 32. Wahlkreises (Kennwort :
Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands ) ;12. der Kreiswahlvorschlag Nr . 24 des 31 . Wahlkreises (Kenn -
wort : Kampfgemeinschaft der Arbeiter und Bauern ) und
der Kreiswahlvorschlag Nr . 24 des 32 . Wahlkreises iKenn -
wort : Kampfgemeinschaft der Arbeiter und Bauern ) ;13. der Kreiswahlvorschlag Nr . 26 des 31 . Wahlkreises (Kenn -
wort : Gerechtigkeitsbewegung sür Parteienverbot — gegenLohn - , Gehalts - und Rentenkürzungen — für Arbeits¬
beschaffung ) und der Kreiswahlvorschlag Nr . 26 des 32. Wahl-
kreises (Kennwort JBD ., Gerechtigkeitsbewegung für Par -
teienverbot — gegen Lohn - , Gehalts - und Rentenkürzunaen— für Arbeitsbeschaffung ) ;

14. der Kreiswahlvorschlag Nr . 29 des 31 . Wahlkreises (Kenn -
Wort : Arbeiter - und Bauernpartei Deutschlands, Christlich -
radikale Volksfront ) und der Kreiswahlvorschlag Nr . 28 de»
32 . Wahlkreises (Kennwort : Arbeiter - und Bauernpartei
Deutschlands , Christlich - radikale Volksfront ) ;15. die Kreiswahlvorschläge Nr . 31 (Kennwort : Nationalsoziali .
stische Kleinrentner , Jnflationsgeschädigte und Vorkriegs -
geldbesitzer ) , Nr . 32 (Kennwort : Nationalsozialistischer ent -
eigneter Mittelstand ) , Nr . 33 (Kennwort : Nationalsoziali -
stische Handwerker , Handel - und Gewerbetreibende ) , Nr . 34
(Kennwort : Nationalsozialistische Kriegsteilnehmer , Kriegs -
beschädigte und Kriegshinterbliebene ) und Nr . 35 (Kenn -
wort : Nationalsozialistischer Volksbund für Wahrheit und
Recht ) des 31 . Wahlkreises mit dem Kreiswahlvorschlag Nr . 30
des 32 . Wahlkreises (Kennwort : Nationalsozialistische Klein ,
rentner , Jnflationsgeschädigte und Vorkriegsgeldbesitzer ).

Karlsruhe , den 25. Juli 1932.
Der Kreiswahlleiter des 32. Reichstagswahlkreises (Baden)

personeller Teil "
Ernennungen, Versetzungen. Zurruhesetzungen usw.

der planmäßigen Beamten
Aus dem Bereich des Finanzministeriums :

Domänen - und Forstabteilung .
Ernannt :

Finanzassistent Karl Jenes bei der Registratur der Domä »
nenabteilung zum Finanzsekretär .

Versetzt :
Förster Adam Hölzer in Bruchsal nach Hambrücken .

8.892
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Gute Ausführung bei
billigst . Berechnung
Große Auswahl
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Organisation
und Organisator

IV . Der Schaden der Überorganisation

(Schluß )
Die früheren Ausführungen liefen erkennen , »ah es im

Zusammenwirken von Menschen und Dingen ohne Organisa -
tion nicht geht . Aber wie sonst im Leben , wird auch auf die -
fem Gebiet ein Zuviel zum Übel, noch schlimmer wird die
Sache , falls die Organisation überhaupt eine irrige war . Der
blinde Glaube an den Wert der Organisation , wie er die Ge «
genwart erfüllt , kann zum Aberglauben werden . Me Entwick¬
lung in der Einschätzung vieler Regeln des Organisierens ist
so verlaufen : früher richtete sich der Gesetzgeber mehr nach
den Erfahrungen , heute wird manchmal befohlen , nach welchen
Regeln die Geschehnisse zu verlaufen haben . Daher kommt es ,
daß dem Gesetzgeben und Verwalten so etwas wie das Experi¬
mentieren , oft anhaftet : es entsteht die Experimentalpolitik , an
der sich viele versuchen , die nur zu organisieren verstehen .

Wenn die Zwangsläufigkeit , die zwar vorgeschrieben werden
kann , den natürlichen Gesetzen widerstrebt und damit ihren
Sinn verliert , s > werden organisatorische Gebilde entstehen ,
die es nicht zu der gewünschten , dauernden Wirkung bringen
können . Das beste Beispiel für diese Behauptung bilden alle
jene Organisationen der Kriegs - und Nachkriegszeit , die uns
unter dem Namen der Zwangswirtschaft in Erinnerung sind.
Hin und wieder überkam einen das Gefühl , als ob die organi -
sierenden Gewalten sozusagen den Wassern gebieten wollten ,
bergauf zu fließen . Als die Riesenmaschinerie des Krieges bei
der Mobilmachung zu spielen begann und wie ein Uhrwerk
genau die Bewegungen von taufenden und Hunderttausenden
von Menschen und Dingen , bis ins Kleinste vorausbestimmt ,
abliefen '

, schien die Macht der Organisation sich glänzend zu
bewähren , was den Glauben an sie so stärkte , das; man fast
alles ihr zum Opfer zu bringen bereit war . In allen Röten
nahm man die Zuflucht zur Organisation , zur Organisation
der Rohstoffbeschaffung und -Verwendung , zur Organisation
des Verbrauchs und des Verzichts , zur Organisation der Ar -
beitsverwendung und der Mobilmachung der Seelen . Und als
die Kriegsorganisation draußen im Felde , Menschenleben und
Wirtschaftswerte zerstörend , am Ende war lfttd aus den all¬
gemeinen Wirren die Revolution entsprang , blieb die Leiden -
schaft des Organisierens zurück . Der Kriegssozialismus hatte
es nicht eben schwer, seine organisatorische Tätigkeit in die
des politischen Sozialismus hinüberzuleiten

Was Zahl und Umfang der neuen Organisationsstellen an -
langt , erwies sich die Revolution von immenser Fruchtbarkeit .
Unaufhörlich gebar sie neue Amter : Ministerien und Werbe -
zentralen , Fürsorge - und Wucherämter , Wohnungs - und Miet -

mit zusammenhängend wuchs natürlich die Zahl der Beamten
sowie der sonstigen Gehalts - und Lohnempfänger der öffent -
lichen Körperschaften ganz erheblich . Nicht zuletzt tat die Ge -
fetzgebung das ihrige , um zu immer neuen Organisationen an -
zuregen . Die Spitzenorganisationen von Unternehmern und
Arbeitgebern schufen Tarifgemeinschaften ! Demobilmachungs -
Verordnungen und Gesetzesproduktion , namentlich auch auf
steuerlichem Gebiet , nahmen kein Ende ; Fabriken und Kon -
tore haben heute ihre Betriebsräte neben ihrer Organisations -
bürokratie . Ahnlich ging das Organisieren von Behörden ins
Breite . Wenige Ausnahmen (wie die Verwaltungsverein -
fachung in Badens bestätigen die Regel . So entstand aus der
Überfülle der Organisationen schließlich noch der Zwang , die
Organisationen zu organisieren , d. h . fast unübersehbare Jen -
tralverwaltungsstellen von dickblütiger Schwerfälligkeit . D -es
alles führte aber dazu , unsere Kräfte in der Überorganisation
zu erschöpfen , dem wirtschaftlichen Leben die Geschmeidigkeit
zu nehmen .

Auch in den Reihen der Beamtenschaft fand die Organisa -
tionsidee blinde Anhänger . Ein Blick in das Beamtentaschen -
buch, aas jährlich erscheint , gibt Aufschluß über die Verästelung
der Organisationen in Beamtenangelegenheiten . Wir kennen
Organisationen für Beamtenfragen in den Parlamenten und
bei den Behörden ; Beamtenspitzenorganisationen und Beam -
tenwirtschaftsorganisationen , wie auch Beamtenbildungsorga -
nisationen . Liegt es nicht nahe , sich Gedanken darüber zu
machen , ob der geistige und materielle Aufwand , den diese viel -
seitigen Einrichtungen mit all ihren Zentral - , Bezirks - und
Ortsgruppen , ihren Fachverbänden und -vereinen und ihren
Tagungen , Versammlungen , Amterbesetzungen usw . beanspru -
chen, noch im richtigen Verhältnis zum angestrebten und er -
zielten Erfolg steht ? Und besteht nicht begründeter Anlaß zu
der Befürchtung , es möchte das ins Breite gegangene Or -
ganisationsstreben allmählich zur Organisationsstarre führen ?
Geschmeidigkeit ist Jugend , Erstarrung Alter . Einleuchtend ,
daß bei solcher Erstarrung der Organisation ein gewisser in -
nerer Reibungswiderstand der vielen , aufeinanderstoßenden
Flächen den Wirkungsgrad verringert , ganz abgesehen davon ,
daß durch Zeit - und Kraftverfchwendung namhafte Summen
nutzlos verpulvert werden . Schließlich führt die Überspit -
zung der Organisationsmethoden noch dazu , daß eine Willkür -
Herrschaft des Überlieferten über alle neuen Gedanken sich fest-
setzt . Junge Kräfte vermögen sich nicht mehr selbständig zu
regen , weil sie zu sehr in bestehende Formen sich eingezwängt
sehen . Die Folge ist Stillstand , bald darauf Niedergang .

So hoch man die Vorteile der Organisation veranschlagen
mag , man wird nicht bestreiten können , daß der Erfolg nicht
sowohl der Menge ihrer Einrichtungen , dem Grad ihres Auf -
baues entspringt , als namentlich oer Genialität der organisie -
renden Tat , soll heißen : der Steigerung der Führerschaft . Die
ungünstigen Folgen der Überorganisation sind vierfacher Art .

Einmal behindert sie die freie Bewegung . Ins Unendliche
sich fast verlierend , gibt sie der Kehrseite der Organisation ,
der Bürokratie , immer mehr Raum zur Enthaltung , je mehr
diese in Routine überwuchert , desto größer wird die Gefahr ,
das große Ziel aus den Augen zu verlieren , weil nur mehr
an die Form ihrer Tätigkeit als an ihren Inhalt gedacht
wird . Was ursprünglich als ein Mittel zur Erreichung an -
derer Zwecke gedacht war , wird allmählich als Hauptsache be-
trachtet , so daß die ursprünglichen Zwecke zurücktraten und
an ihrer Stelle die Organisation das allein Wichtige ; dies
die zweite Folge der Überorganisation : sie wird sich zu «
Selbstzweck .

Versucht ein denkender Kopf , Unzweckmäßigsten in der
Organisation aufzudecken oder zu beseitigen , so wird er mit
Erbitterung , ja mit Haß verfolgt , denn die im Organisieren
tätig und Meister sind, geraten mit der Zeit leicht zu einer
Überschätzung der eigenen Klugheit und damit (eine dritte
Schattenseite ) zu unerträglichem Befserwifsen . Weil der Or -
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viel Unfähigkeit , der er wieder nur durch organisatorische
Mittel abhelfen möchte.

Als letzte bedenkliche Folge der überorgattisation ist die Tat -
fache zu nennen , daß sie durch Einstellung des Blicks auf
Einzelheiten den Gesamtüberblick verhindert . Dies führt
dazu , daß die Geschlossenheit der ursprünglichen Organisations -
idee . gelockert wird , das Verständnis für die Zusammenhänge
der Einzelteile verloren geht , eine Auflösung der Bestrebun -
gen in Teilstücke eintritt und damit wichtige Ansprüche der
Allgemeinheit alsdann verkümmern .

Daher die Forderung unserer Tage , es muß der organisie -
senden Leidenschaft gesteuert werden . Der Millionenaufwand
von Gehältern und Betriebsunkosten , an Mieten und Tage -
geldern , an Heizung und Beleuchtung , an Druckkosten und Pa -
pier , den die Überorganisation verzehrt , vollzieht sich in einem
gewattigen Leerlauf , für den Mittel aufzubringen unsere
Volkswirtschaft heute doch wohl zu blutarm geworden ist.

8. Bundestag des Deutschen Beamtettbunves
Der 8 . Bundestag des Deutschen Beamtenbundes findet in

den Tagen vom
Donnerstag , dem 27. bis Freitag , dem 28. Oktober ,

in den Räumen des Wirtschaftsbetriebs „Kroll "
, Berlin

NW 40 , Platz der Republik , gegenüber dem Reichstagsgebäuse ,
statt .

Nach § 10 Ziffer 2 und 3 ist jedes Bundesmitglied berech-
tigt , für je 5000 Einzelmitglieder einen stimmberechtigten Ver «
treter , mindestens aber einen zu entsenden . Überschießende
Zahlen gelten für volle 5000 , wenn die Zahl 2500 überschritten
ist . Die Bundesmitglieder müssen Zahl und Namen »er
stimmberechtigten Vertreter wenigstens drei Wochen bor der
Tagung mitteilen . Der letzte Zeitpunkt für die Anmeldung
der Vertreter ist hiernach

der 6. Oktober 1S32.
Für die Feststellung der stimmberechtigten Vertreter gilt ötct
Zaljl der Mitglieder , für die am 1 . September 1932 Beiträge
an den Deutschen Beamtenbund entrichtet werden .

Zur Durchführung der Vorarbeiten und zur rechtzeitigen
Belieferung der Vertreter mit dem Verhandlungsmaterial bit .
ten wir , die Benennung der Vertreter unter genauer Angabeder Anschriften so früh als möglich aufzugeben .

Anträge zum Bundestag können vom Geschäftsführenden
Vorstand , vom Gesamtvorstand und von den Bundesmitglie -
dern gestellt werden . Die Anträge sind spätestens acht Wochen
vor der Tagung schriftlich einzubringen . Uber die Behandlung
verspätet eingegangener Anträge entscheidet der Bundestag .

Die Frist für die Einreichung der Anträge läuft am
I . September 1932 ab.

Räch § 22 Abs. 3 der Bundessatzung haben die Vorsitzendender Landes - (Bezirks - ) Kartelle auf dem Bundestag beratende
Stimme .

Änderung von BerbandS -Bezeichnnngen
Der Bund deutscher Justizamtmänner hat laut Beschluß de»

letzten Vertretertags seine Bezeichnung ab 1 . Juli d. I . in
„Bund Deutscher Rechtspfleger " abgeändert ; demzufolge führt
auch der Landesverband Baden künftig die Anschrift : Verband
badischer Recht^ fleger .

Bezeichnung als Parteibnchbeamter üble Rachrede
Die Äußerung , daß der Verfasser eines Aufsatzes ein durchdas Parteibuch hochgekommener Beamter sei . enthält nicht

oder nicht nur — wie die Strafkammer anninimt — ein ab¬
fälliges Werturteil , sondern zugleich die Tatsachen , durch
welche die Grundlage für daK Ürteil anderer geschaffen wurde .
Dadurch kennzeichnet sich die Äußerung als Rufgeführdun »
zum Unterschiede von der Beleidigung i . S . des § 185 SIGN .Soweit die Tatsachenbehauptung zugleich den Ausdruck eige -
® Mißachtung enthält , liegt — wie das Reichsgericht in stän .
diger ' Z?A« tsvrechi>n^ an »ilzimt — nicht Beleidigung nach § 185
StGB , in Tateinheit mit übler ^ {achteSc (5 1 ?%) vor vielmehr
wird die nach § 188 StGB , strafbare Beleidigung durch den
engeren Tatbestand des § 186 StGB , miterfaßt (RG . 3 D!
198/32 .)

Rachschitßliche Gehaltszahlung auch in Lübeck und Hamburg .
Me nachschüßliche Gehaltszahlung ist, wie aus Zeitungs '

meidungen ersichtlich, auch im Freistaat Lübeck beschlossen wor -
den und soll nun auch in Hamburg durchgeführt werden . Der
Übergang zur Postnumerandozahlung soll allmählich erfolgen .
Die Verschiebung in der Zahlung deS letzten Junidrittels vom
A). auf den 21 . kann bereits als Anfang zu dieser Umstellung
gelten . Es soll künftig zwischen den Zahlungen der GehaltS -
drittel ein Abstand van 11 statt bisher 10 Tagen liegen . Da -
durch wäre etwa in einem Vierteljahre der Zustand erreicht ,
daß jeweils für die abgelaufenen IV Tage die Zahlung erfolgt .

Jetzt noch viel billiger
im

Saison-Schluss-
Verkauf!

DAMENMODEN

Kaiserstraße Ecke Adlerstraße
Ratenkaufabkommen der Badischen Beamtenbank

Bei der Bayer . Geldlotterie »eS Bayer . Volk »-
bilduugsverbandeS — Ziehung 14. Juli 1962 —
wurden unter den in Baden abgesetzten Losen folgende
Nummern gezogen : Mit je 20 9tM \ Nr . 93 273 ; mit
\ehm : Nr 39846 , 93146 , 130478 , 152778,ferner mit
je 2 SiSC alle Lose mit den dreistelligen Endzahlen
387, 401, 5311 mit je 1 XM alle Lose mit den drei -
stelligen Endzahlen AS . 036 , 044 , 121, 130, 139, 151,
245 , 288, 289, 311 . 320, 397. 400, 430, 437. 505, 5S3.
548, 562, 588, 613, 614, 626 , 627, 687, 708 , 713. 718,
763, 770 , 776 , 829, 948 lohne Gewährj . 8 .978

Sommer -Operette
im Städt . « onzerthanS

Mittwoch , den 27 . Juli 1932

Die MatMiiii
Operette von A M Miltner

und F . Grünbaum

Musik von Leo Fall
Dirigent : Zilzer
Regie : Reißner

Mitwirkende :
Löser. Bauer , Schönthaler .
Eberl . Toriff , Macher ,
Schwarz , Schnitzer , Kratzer ,

Mehner , Mateo

Anfang 20 Ende geg . 23
Preise 1—3 m

Do . 28 . 7. Die Geisha .
Fr .29 .7 . Friederike . Sa .30.7 .
Zum erstenmal : DaS
Weib im Purpur . So 31 .7.

Die Geisha .

Karlsruhe . C317
Güterrechtsregistereinträge .

l . Zu Band II , Seite 266 :
JahrausFriedrichSchreiner -
meister . Linkenheim und
Elise geb Franz , Bertrag

vom 10. Juni 1932 : Gü¬
tertrennung .

2 . Seite 267 : Weinknecht
Fritz Peter Ferdinand ,
Kaufmann , Karlsruhe und
Auguste Klara geb . Metz-
meier . Vertrag vom 16.
Juni1932 : Gütertrennung .
19 . VII . 32.

3 .Seite268 : BetschwarAr -
nold , Schieferdecker , Karls -
ruhe und Emma Katharina
geb . Philipp . Vertrag vom
16 . Juni 1932 - Errungen -
schaftsgemeinschaft mitVor -
behaltsgut der Frau .

4 . Seite 269 : Zekler Adolf ,
Sägewerksbesitzer , Wanken -
loch und Klara geb . Linder .
Vertrag vom 13 . Oktober
1913 : Errungenschaftsge -
meinschaft mit Vorbehalts -
gut der Frau . Durch die
am 19. Juni 1931 erfolgte
Konkurseröffnung über das
Vermögen des Mannes ist
die Beendigung der Errun -
genschaftsgemeinschaft ein -
getreten und gilt für die
Zukunft Gütertrennung .
20 . VII . 32.

5 . Seite 270 : Weich «
Wilhelm , Metzgermeister .
Karlsruhe und Luise geb.
Gütz. Bertrag vom 16. Juni
1932 : Gütertrennung .
21 . VII . 32.

. Seite 271 : Max ,
Werkmeister . Karlsruhe >uid
Frieda geb . Altvaker . Ver¬
trag vom 14. März 1932 :
Gütertrennung 23 .VII .32.

Amtsgericht Karlsruhe .

KezirKsIparKaffe Engen
(Gefkentttche Verbandsiparkasse )
Bilanz auf 31. Dezember 1931

Vermöge »
1 . Kassenbestand . . . .
2 . Guthaben bei Banken .

Girozentralen und Post -
scheckamt

3 . Wertpapiere . . . .
4 . Wechsel
5. Darlehen a . Hypotheken
6 . Darlehen in laufender

Rechnung an Private .
7 . Darlehen auf Schuld -

scheine
8 . T^ rlehen an Gemeinden

und Körperschaften . .
9 . Aufwertung :

-^ Forderungen . . .
b ) Abrechnungskonto .

10. Einnahmerückstände .
11 Grundstücke u . Gebäude
12 . Gerätschaften . . . .

12 023,11

238 155,85
105 560, —

12 931,85
2 071 639,30

342 561,43

212 299,07

383 418.20

677 945,54
512 452,31
136 174,70
87 328,85

1, —
4 792 491,21

« erbindlichkeitcn m
1 . Spareinlagen . . . 2 919 208,73
2. Aufwertung ?-

fpareinlagen . . . . 1363051,52
3. Giro - und Kontokorrent¬

einlagen
4 . Anlehens - und andere

Schulden
5. Ausgaberückstände . .
6. Rücklagen :

a ) Gesetzl . Reservefonds
b ) Sonderrücklage . , .

7 - Reingewinn
vom Jahre 1931 . i ;

216041,75

34020,88
50,63

156 745,99
50260,27

58111,53

4 792 491,2t

Berechnung der gesetzlichen Rücklage :
Die gesetzliche Rücklage hat zu betragen :

5 »,. au » 4 498 302, - m Einlagen . . . . = 224915,10
Sie beträgt laut Bilanz 156 745,90 SA
Zugang vom Reingewinn 1931 53111,53 SM
Zuweisung aus Sonderrücklagen 15057,67 XM
Somit gesetzliche Rücklage auf Ende 1931 . . 224 915,10 XJi

Engen , den 6 . Juli 1932 . S .70
BeztrkSsparkasse Enge »

Der fh »rfl %<u »e des Verwalt » « gsr « ts : Der « «fchSftsfStzrer »
Äiner - Knüpfe r -

Druck ®. Skau -a . Karlsruhe
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